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Potsdam. Ohne Annäherung ende-
ten nach zwei Verhandlungstagen 
am 31. Januar/1. Februar 2010 die 
Tarifverhandlungen für den 
öffentlichen Dienst mit Bund und 
Kommunen. Die Arbeitgeber von 
Bund und Kommunen sahen sich 
nicht in der Lage, ein Angebot zu 
unterbreiten. Die Positionen lagen 
extrem weit auseinander: Die 
Forderungen der Gewerkschaften 
von einem Gesamtvolumen von 
fünf Prozent auf der einen Seite – 
drohende Nullrunden bis hin zu 
Entgeltkürzungen für die kommen-
den Jahre auf der anderen Seite. 
 
Der dritte Verhandlungstermin fin-
det nun vom 10. bis 12. Februar 
2010 in Potsdam statt.  Die Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes 
haben zu diesem Termin ihre Tarif-
kommissionen eingeladen. Das 
spricht erfahrungsgemäß für eine 
anstehende Entscheidung: Ergebnis 
oder Scheitern. Nach den zwei 
Tagen stand eher ein Scheitern als 
eine Einigung im Raum. Für beides 
ist das Votum der Tarifkommissionen 
erforderlich. 
Der Bundesinnenminister de Mai-
zière hatte wie bereits beim Ver-
handlungsauftakt  zum Beginn der 
letzten beiden Verhandlungstage 
auf die „maßlose“ Forderung der 
Gewerkschaften verwiesen. 
Bund und Kommunen lehnten die 
Gewerkschaftsforderungen als viel 
zu hoch ab und verwiesen auf die 

 
leeren öffentlichen Kassen und den  
anstehenden Sparzwang. Die Kom- 
munen drohten mit Personalabbau 
und Leistungskürzungen.  
Kerstin Philipp, im Geschäftsführen-
den Bundesvorstand zuständig für 
Tarifpolitik: “Es ist schon eigenartig, 
mit den Verursachern der Wirt-
schafts- und Finanzkrise in einen 
Topf geworfen zu werden. Bisher 
galten sie in ihrer Gier als maßlos. 
Nun sollen das die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer des öffent-
lichen Dienstes sein. Eine Unver-
schämtheit, wenn man sich die 
Milliardengeschenke für reiche 
Erben und Hoteliers auf der Zunge 
zergehen lässt.  
Unsere Kolleginnen und Kollegen 
werden auf das Verhalten der Ar-
beitgeber mit Demonstrationen und 
Warnstreiks reagieren, um Bund und 
Kommunen in der dritten Runde 
Mitte Februar zu einem angemesse-
nen Angebot zu bewegen.“  
Nach Meinung der Arbeitgeber sol-
len die Bewährungsaufstiege nicht 
wieder eingeführt werden, weiter-
hin soll es keine geförderte Alters-
teilzeit und keine verpflichtende 
Übernahme der Auszubildenden 
geben; stattdessen allenfalls eine 
Anhebung der Leistungsbezahlung 
– und eine Laufzeit von wenigstens 
24 Monaten. Also 24 Monate nichts 
und kein Wort zu einer linearen 
Erhöhung oder sozialer Komponen-
te. Für die Weiterentwicklung des 
Tarifrechts soll es nur Gespräche zu 
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einer möglichen Prozessvereinba-
rung geben – also auch noch nichts 
Konkretes. 

 

  V.i.S.d.P. Alberdina Körner +++ Stromstraße 4 +++ 10555 Berlin +++ Abt. VII – Tarifpolitik 

G
 d

 P
 -

 T
 A

 R
 I 

F
 I 

N
 F

 O
 R

 M
 A

 T
 I 

O
 N

 

Der kommunale Arbeitgeberver-
band VKA kritisierte die Streikdro-
hung der Gewerkschaften. Die 
Ankündigung massiver Warnstreiks 
vor der zweiten Verhandlungsrunde 
sei wenig hilfreich gewesen. Nichts-
destotrotz zeigten sich die Arbeit-
geber beeindruckt von der Demon-
stration der Kolleginnen und Kol-
legen der beteiligten Gewerkschaf-
ten am Verhandlungsort in Pots-
dam. 

Die Arbeitgeber lehnten einen 
Vergleich der Tarifverdienste zwi-
schen öffentlichem Dienst und 
anderen Branchen ab, wonach die 
Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes ca. fünf Prozent im Hinter-
treffen sind. Stattdessen stellen sie 
einen Vergleich bei der Steigerung 
der Reallöhne an. Danach stünden 
die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes weit besser da als die 
übrigen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Zu dieser Wahrheit 
gehöre aber auch, dass in diesen 
Vergleich auch alle Zeitarbeitsver-
hältnisse oder Niedriglohnbereiche 
– also insgesamt alle Dumpingbe-
reiche – mitgezählt würden, so 
Kerstin Philipp. Mit diesem Vergleich 
zeigten die Arbeitgeber ihr wahres 
Gesicht und ihre Wertschätzung der 
Arbeit der Kolleginnen und Kolle-
gen – und die sei dann bei so 
einem Vergleich wohl nicht sehr 
hoch. 

 

Dabei könne die Umsetzung der 
Forderung von insgesamt fünf 
Prozent für insgesamt mehr als vier 
Millionen Menschen (Tarifbeschäf-
tigte bei Bund und Kommunen, 
Beamte und die Anwendungsberei-
che) einen wichtigen Beitrag zur 
Stabilisierung der wirtschaftlichen 
Erholung bedeuten.  

Konrad Freiberg, Vorsitzender 
der Gewerkschaft der Polizei: 
 „Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, lasst uns die kommenden 
Tage bis zur nächsten Verhand-
lungsrunde nutzen, um den 
Arbeitgebern in kraftvollen 
Demonstrationen und Warn-
streiks zu zeigen, dass unser 
Unmut groß ist. Wir lassen den 
Beschäftigten der Polizei nicht 
die Folgen der Wirtschafts- und 
Finanzkrise anlasten. Unsere 
Forderungen haben Augenmaß 
– Maßlosigkeit und Arroganz 
liegen bei der anderen Seite. 
Beteiligt euch auch an den 
Aktionen der befreundeten 
Gewerkschaften. Die Gewerk-
schaft der Polizei muss sichtbar 
sein!“ 
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